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Die Weimarer Republik von 1918-1933: 15 Jahre Unfreiheit und eingeschränkte Selbst-
bestimmung, Teil 4 
 
Fragen und Antworten zur unfreien Weimarer Republik (1918 bis 1933): 
1. Wieso zählte die Weimarer Republik völkerrechtlich nicht zu den souveränen Staa-
ten? 
In Berlin brach am 9. November 1918 eine Revolution aus. Am Morgen rief der Berliner Ar-
beiter- und Soldatenrat zum Generalstreik auf. Trotz Massendemonstrationen von Arbeitern 
und Soldaten erhielt das Militär um 13 Uhr Schießverbot.  
Reichskanzler Prinz Max von Baden gab am 9. November 1918 den Rücktritt des deutschen 
Kaisers bekannt und trat danach ebenfalls zurück. 
Der SPD-Politiker Philipp Scheidemann verkündete am 9. November 1918, um 14.00 Uhr, die 
Bildung der vorläufigen "Deutschen Republik" und übertrug die Regierungsgeschäfte an den 
SPD-Vorsitzenden Friedrich Ebert (x191/25). 
Am 10. November 1918 floh Kaiser Wilhelm II. nach Holland. Alle deutschen Landesfürsten 
traten anschließend widerstandslos zurück.  
Am 5. Januar 1919 entschlossen sich die russisch-sowjetisch gelenkten Kommunisten, unter 
Führung von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, die proletarische Diktatur gewaltsam zu 
erzwingen. 
Im Verlauf des Spartakusaufstandes kamen etwa 1.200 Menschen um (x122/433). Karl Radek 
und andere deutsche Kommunisten flohen später nach Rußland. Während Stalins "Säuberun-
gen" wurde der Trotzkist Radek 1933 nach Sibirien verbannt und wahrscheinlich im Jahre 
1937 liquidiert.  
Am 19. Januar 1919 fand die Wahl zur Nationalversammlung statt. Bei dieser Wahl, bei der 
erstmals auch Frauen wählen durften, erhielten SPD, Zentrum und DDP mit 341 von 423 Sit-
zen mehr als 80 % der Mandate (x059/49, x149/36). 
Am 11. Februar 1919 wählten die republikanischen Parteien - Sozialdemokraten, Zentrum und 
Demokratische Partei - Friedrich Ebert in Weimar zum Reichspräsidenten. Die Nationalver-
sammlung tagte damals in Weimar, weil in Berlin vielerorts noch schwere Unruhen herrsch-
ten.  
Am 31. Juli 1919 beschloß die deutsche Nationalversammlung bzw. die Weimarer Koalition 
der Sozialdemokraten, Demokraten und Zentrumspartei nach langen Beratungen in Weimar 
mit 262 gegen 75 Stimmen die neue Verfassung der "Weimarer Republik" (x034/60-61).  
Die Nationalversammlung verkündete nach 5monatiger Beratung am 11. August 1919 die 
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Weimarer Verfassung. Die Weimarer Verfassung wurde danach von Reichspräsident Fried-
rich Ebert unterzeichnet. 
Die Weimarer Verfassung wurde am 14. August 1919 im Reichsgesetzblatt veröffentlicht und 
die neue Verfassung des Deutschen Reiches trat damit in Kraft. 
Der in der Verfassung enthaltene Anschluß Österreichs (Artikel 61 Abs. 2) die Inanspruch-
nahme von weiteren Selbstbestimmungsrechten der Deutschen wurde auf Grund des Versail-
ler Vertrages von den Siegermächten verboten. 
Die Weimarer Republik gehörte damals völkerrechtlich nicht zu den politisch und ökono-
misch unabhängigen Staaten, die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten in politischen 
Kontakt zu treten. Die Weimarer Republik hatte kein unbeschränktes Recht auf Selbstbe-
stimmung und konnte deshalb nur begrenzt über die politischen, wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Entwicklungen des Landes entscheiden. Die Weimarer Republik verfügte auf-
grund des Versailler Friedensbestimmungen nicht eigenständig über alle natürlichen Reichtü-
mer und Existenzmittel des Landes, sondern wurde systematisch ausgeraubt.  
Die Weimarer Republik war kein souveräner Staat, denn es verfügte nicht über die 3 klassi-
schen völkerrechtlichen Merkmale eines Staates:  
- Staatsgebiet (einen klar abgegrenzten oder definierten Landbesitz). Das Staatsgebiet oder 
Hoheitsgebiet ist der Raum, der der territorialen Oberhoheit eines Staates unterliegt. 
- Staatsvolk. Das Staatsvolk wird von den Bewohnern eines Staates gebildet, die in dem 
Staatsgebiet alle bürgerlichen und politischen Rechte besitzen.  
- Staatsgewalt. Ausübung der Macht innerhalb eines Staates durch staatliche Regierungsorga-
nisationen, wie z.B. Verwaltung, Polizei, Gerichte etc. 
Der russische Schriftsteller Nicolai Starikow schrieb später über die Bevormundung der 
"Weimarer Republik" (x337/148): >>Nach Versailles unterstand Deutschland tatsächlich ei-
ner dezenten Besetzung. Deutschlands Unabhängigkeit war damals so vorgetäuscht wie zum 
Beispiel heute diejenige des Irak. 
Eine Regierung, eine Flagge und eine Nationalhymne, das alles hat es gegeben, aber nicht die 
Fähigkeit, eigenständige Lösungen zu entwickeln. England und die USA konnten in Deutsch-
land tun und lassen, was sie wollten, und wir können das Ergebnis sehen: endlose Wahlen, 
Hitlers vorzeitige Entlassung aus der Haft und dann seine Ernennung zum Kanzler. Zwischen 
1918 und 1933 geschah in Deutschland nichts auf Geheiß der Deutschen selbst. …<< 
 
2. Weshalb wurden die Deutschen während der "Friedensverhandlungen" von Versail-
les regelrecht entrechtet? 
Obgleich das Deutsche Reich den besiegten Franzosen in den Jahren 1814/15 und 1871 äu-
ßerst maßvolle Forderungen und faire Friedensbedingungen gestellt hatte, erwiesen sich vor 
allem die Franzosen nach dem Ersten Weltkrieg als besonders ungerechte und rachsüchtige 
Sieger.  
Frankreich, England und Nordamerika wollten zwar angeblich nur den "preußischen Milita-
rismus" und die ständige "deutsche Bedrohung" ausmerzen, aber tatsächlich beabsichtigte man 
vor allem die Zerschlagung der mächtigen bzw. lästigen deutschen Industrie- und Handels-
macht. Bei diesen Verhandlungen ging es den Siegerstaaten Frankreich und England nicht um 
einen gerechten Frieden (ohne "Sieger und Besiegten"). In erster Linie wollte man das Deut-
sche Reich (wie z.B. 1648) vollständig kontrollieren und langfristig schwächen, um die fran-
zösisch-englische Vormachtstellung in Europa zu sichern.  
Die führenden Alliierten hielten ihre geheimen Absprachen und Verträge konsequent ein. 
Während der erbitterten Kämpfe um die Kriegsbeute wurde das "14 Punkte-Programm" des 
nordamerikanischen Präsidenten entweder überhaupt nicht beachtet oder nur in abgeänderten 
Formen übernommen.  



 3 

Die englisch-französisch-nordamerikanischen Sieger schalteten die "aufmüpfige" deutsche 
Industrie- und Wirtschaftsmacht durch den Versailler "Frieden schließlich militärisch, wirt-
schaftlich und politisch fast vollständig aus, um den lästigen deutschen Konkurrenten dauer-
haft zu schwächen und langfristig auszulöschen.  
Die Londoner "Times" schrieb im Jahre 1919 (x063/527): >>... Sollte Deutschland in den 
nächsten 50 Jahren wieder Handel zu treiben beginnen, so haben wir diesen Krieg umsonst 
geführt.<<  
Der britische Politiker David Lloyd George (1863-1945, 1916-22 Ministerpräsident) schrieb 
später über die rücksichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x321/80): >>Die interna-
tionalen Bankiers diktierten die Reparationsübereinkommen. Die Besitzer unserer National-
banken schoben Diplomaten, Politiker, Juristen und Journalisten beiseite und erließen ihre 
Befehle mit dem gebieterischen Wesen absolutistischer Monarchen, die wußten, daß es gegen 
die grausamen Dekrete keinen Einspruch gab. …<< 
 
3. Warum mußte die deutsche Regierung gezwungen werden, um den "Versailler Frie-
densvertrag" im Juli 1919 zu unterschreiben? 
Am 7. Mai 1919 übergab Clemenceau den deutschen Bevollmächtigten das 455 Seiten umfas-
sende Vertragswerk der Pariser Friedenskonferenz zur Prüfung (x069/119): >>Die Stunde der 
Abrechnung ist gekommen. Sie haben uns den Krieg aufgezwungen - wir werden dafür sor-
gen, daß kein zweiter Krieg mehr entstehen kann. ...<<  
Der deutsche Außenminister Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau (1869-1928, von Ende 
1922-28 Botschafter in Moskau), Sprecher der deutschen Delegation, antwortete daraufhin 
(x069/119): >>Wir wissen, daß die Macht der deutschen Waffen gebrochen ist. Wir kennen 
das Übermaß des Hasses, der uns entgegenspringt. Es wird von uns verlangt, daß wir uns als 
die allein Schuldigen am Kriege bekennen. Ein solches Bekenntnis wäre in meinem Mund 
eine Lüge.  
Wir bestreiten nachdrücklich, daß Deutschland, dessen Volk überzeugt war, einen Verteidi-
gungskrieg zu führen, allein mit der Schuld belastet ist. Das Maß der Schuld aller Beteiligten 
kann nur eine unparteiische Untersuchung feststellen, eine neutrale Kommission, vor der alle 
Personen der Tragödie zu Wort kommen, der alle Archive geöffnet werden.<< 
Reichsminister Erzberger erklärte am 9. Mai 1919 (x069/119): >>... Mit dem Revolver kann 
man von mir das Versprechen erzwingen, auf den Mond zu klettern. Deshalb fühle ich mich 
nicht verpflichtet, es auch zu tun.<< 
Während einer Sitzung der deutschen Nationalversammlung lehnte die SPD-Fraktion am 12. 
Mai 1919 die Friedensbedingungen als unannehmbar ab.  
Nach der Veröffentlichung der "Friedensbedingungen" war die gesamte deutsche Nation tief 
bestürzt und restlos erschüttert, denn dieser "Friedensvertrag" sollte offensichtlich keinen 
Frieden einleiten. Obgleich alle Beteiligten genau wußten, daß eigentlich kein Staat den Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges bewußt bzw. vorsätzlich verschuldet hatte, wurde in Paris 
hauptsächlich das Deutsche Reich für den Kriegsausbruch verantwortlich gemacht.  
Ministerpräsident Scheidemann erklärte am 12. Mai 1919 im Namen der deutschen Reichsre-
gierung (x092/780): >>Der Vertrag ist so unannehmbar, daß ich heute noch nicht zu glauben 
vermag, die Erde könne solch einen Bruch ertragen, ohne daß aus ... allen Ländern der Ruf 
erschallt: Weg mit diesem Mordplan! ...<< 
Der britische Politiker Philip Snowden (1864-1937) schrieb am 22. Mai 1919 im "Labour Le-
ader" (x063/491-492): >>Mehr als alle anderen Staatsmänner, die für den Friedensvertrag ver-
antwortlich sind, ist Präsident Wilson aufs äußerste diskreditiert. Er hat nicht darauf bestan-
den, daß auch nur eine einzige der Friedensbedingungen, die er aufstellte, gehalten wurde ...  
Sein Eingreifen in den europäischen Krieg war von jedem Standpunkt aus verhängnisvoll. 
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Hätte er Amerika nicht in den Krieg gebracht, so wäre wahrscheinlich ein anständiger Frieden 
zustande gekommen. Sein Eingreifen hat die europäische Lage außerordentlich verschärft und 
brodelnde Eifersucht, Haß, bösen Willen und die Gewißheit zurückgelassen, daß ein Men-
schenalter von Krieg und Blutvergießen vor uns liegt.  
Je eher er nach Amerika zurückkehrt und aufhört, sich in die internationale Politik einzumi-
schen, für die er offensichtlich weder den Mut noch das Wissen besitzt, desto besser für den 
Frieden der Welt.<< 
Aufgrund der französisch-britischen Friedensbedingungen traten am 26. Mai 1919 neun Mit-
glieder der US-Friedensdelegation bestürzt zurück.  
Jan Smuts (1870-1950, ehemaliger Buren-General, 1919-24 und 1939-48 südafrikanischer 
Ministerpräsident) schrieb am 30. Mai 1919 an US-Präsident Wilson (x068/197-198): >>... 
daß wir ihnen gegenüber (den Deutschen) unter einer feierlichen Verpflichtung stehen, einen 
Wilsonfrieden zu schließen, einen Frieden in Übereinstimmung mit ihren 14 Punkten und an-
deren 1918 verkündeten Grundsätzen. Es besteht nach meiner Ansicht absolut kein Zweifel, 
daß dem so ist ... Wir sind verpflichtet, einen Frieden zu schließen im Rahmen der 4 Eckpfei-
ler Ihrer Punkte und Prinzipien ...  
Es wird eine furchtbare Enttäuschung geben, wenn die Völker zu der Auffassung gelangen, 
daß wir keinen Wilsonfrieden schließen, daß wir der Welt nicht unsere Versprechungen und 
der Öffentlichkeit nicht die Treue halten ... und wir werden mit der schwersten Schande über-
schüttet werden und dieser Frieden könnte dann wohl sogar noch größeres Unheil für die Welt 
bedeuten, als es der Krieg war.<<  
Als die deutsche Nationalversammlung die Unterzeichnung des Friedensvertrages verweiger-
te, forderten die Siegermächte am 16. Juni 1919 ultimativ die bedingungslose Anerkennung 
des Vertrages (innerhalb von 5 Tagen) und drohten mit der sofortigen Besetzung des gesamten 
Deutschen Reiches sowie Fortsetzung der Hungerblockade.  
Da der Reichskanzler und der Reichsaußenminister sowie alle DDP-Minister die Anerken-
nung der ungerechten Friedensbedingungen entschieden ablehnten, trat die deutsche Reichsre-
gierung am 20. Juni 1919 zurück. Reichspräsident Ebert blieb trotz seiner ablehnenden Hal-
tung im Amt. Die SPD-Fraktion beschloß danach am 20. Juni 1919, die Versailler Friedens-
bedingungen anzunehmen. 
Vor der entscheidenden Abstimmung der deutschen Nationalversammlung erklärte Reichs-
kanzler Gustav Bauer (1870-1944) am 22. Juni 1919 (x063/528): >>Am Montagabend soll 
der Krieg aufs neue beginnen, wenn nicht unser Ja in Versailles ist!  
Ein Krieg, kaltblütig auf Stunde und Minute angesagt, ein Vormarsch zu dem jedes Mordin-
strument tausendfach schon am Rhein bereitsteht, gegen ein wehrloses, waffenloses Volk. ...  
(Ich rufe auf zum) Protest gegen die Verhöhnung des Selbstbestimmungsrechtes, gegen die 
Verknechtung eines großen und guten Volkes, gegen die neue Bedrohung des Weltfriedens 
unter der Maske eines feierlichen Friedensvertrages! ...  
Die Regierung der Deutschen Republik ist bereit, den Friedensvertrag zu unterzeichnen, ohne 
jedoch damit anzuerkennen, daß das deutsche Volk Urheber des Krieges sei, und ohne eine 
Verpflichtung nach Artikel 227 bis 230 des Friedensvertrages zu übernehmen! ...<<  
Angesichts der ultimativen Drohung der Siegermächte, den Krieg erneut zu eröffnen und nach 
Deutschland einzumarschieren, unterzeichneten die deutschen Delegierten schließlich am 28. 
Juni 1919 den von den Siegern allein ausgehandelten und diktierten "Versailler Friedensver-
trag". Infolge der gnadenlosen Methoden der Siegermächte mußte sich die deutsche Regierung 
(wie nach dem Ende des 30jährigen Krieges im Jahre 1648) der menschenverachtenden Ge-
walt beugen. Der deutsche Staat mußte letzten Endes in Versailles nicht nur ein politisches 
und militärisches, sondern auch ein volkswirtschaftliches Todesurteil akzeptieren.  
Vor der Unterzeichnung erklärte der SPD-Politiker Hermann Müller am 28. Juni 1919 (x065/-



 5 

371): >>Der übermächtigen Gewalt weichend und ohne ihre Auffassung über die unerhörte 
Ungerechtigkeit ... aufzugeben, erklärt die deutsche Regierung, daß sie bereit ist, die ... Frie-
densbedingungen anzunehmen und zu unterzeichnen.<<  
Die meisten Deutschen lehnten damals die Unterzeichnung des Vertrages entschieden ab, 
denn man verweigerte den Deutschen damals nicht nur das völkerrechtliche Selbstbestim-
mungsrecht, sondern das Land war außerdem fast schutzlos und sollte unfaßbare Reparationen 
zahlen.  
Das unsägliche Diktat von Versailles wurde nach dem Ersten Weltkrieg zur "Wiege" der eu-
ropäischen Diktaturen und war zweifellos die eigentliche "Geburtsstunde des NS-Regimes". 
Die unheilvollen "Friedensverhandlungen", bei denen man die Besiegten kurzerhand für 
"schuldig" erklärte, als politische Gesprächspartner ablehnte und von allen Verhandlungen 
ausschloß, wurden später wesentliche Bestandteile der radikalen NS-Propaganda.  
Theodor Heuss (1884-1963, erster Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland) schrieb 
im Jahre 1932 in seinem Buch "Hitlers Weg" - eine Studie über das Werden des Nationalso-
zialismus - über den Versailler Vertrag (x024/35): >>... Die Geburtsstunde der nationalsozia-
listischen Bewegung ist nicht München, sondern Versailles. ...<<  
General Charles de Gaulle (1890-1970, ab 1944/45 französischer Regierungschef) sprach im 
Jahre 1944 von dem "Dreißigjährigen Krieg unseres Jahrhunderts". De Gaulle deutete damit 
an, daß die 20er und 30er Jahre tatsächlich nur Pausen bzw. nur Zwischenkriegszeit gewesen 
seien (x098/41).  
 
4. Wieso war der "Versailler Friedensvertrag" zweifelsfrei völkerrechtswidrig? 
Die erzwungene Unterzeichnung des "Versailler Friedensvertrages" und die erpreßte Aner-
kennung der deutschen Kriegsschuld erfolgte am 28. Juni 1919, dem 5. Jahrestag des Mordes 
von Sarajevo, im Schloß von Versailles (zusätzliche Demütigung für die deutsche Kaiserpro-
klamation im Jahre 1871). Der gewaltsam erpreßte Versailler Friedensvertrag war zweifelfrei 
ein Racheakt der Siegermächte Frankreich, Großbritannien und USA.  
Der Bruch der Waffenstillstandsvereinbarungen, die unmenschliche Hungerblockade, die un-
gerechte Verurteilung, die monatelange Erpressung und die gewaltsame Durchsetzung des 
Versailler Friedensvertrages säten nicht nur grimmigen Haß und tiefe Verbitterung, sondern 
dieser ungerechte Frieden erschütterte außerdem nachhaltig die Moralvorstellungen und Ideale 
des gesamten Volkes.  
Oberst Edward M. House, ein Berater des US-Präsidenten, berichtete später über die Unter-
zeichnung des Friedensvertrages im Spiegelsaal von Versailles (x068/199): >>(Ich hatte) ein 
Gefühl der Sympathie mit den Deutschen, die stoisch dasaßen. Es war dem ähnlich, was man 
in alten Zeiten tat: der Sieger schleifte den Besiegten hinter seinem Wagen her ...<<  
Am 12. Juli 1919 hoben die Alliierten die Hungerblockade gegen das Deutsche Reich auf. Im 
Verlauf der planmäßigen Hungerblockade (November 1918 bis Juli 1919) verhungerten min-
destens 300.000 wehrlose deutsche Zivilisten (x063/521).  
Der US-Senat weigerte sich am 18. November 1919, den gewaltsam erpreßten Versailler Ver-
trag zu ratifizieren.  
US-Senator William E. Borah (1865-1940) erklärte während dieser Senatsdebatte (x065/372-
373): >>... Ihr Vertrag bedeutet nicht Frieden. Wenn wir die Zukunft an Hand der Vergangen-
heit beurteilen, bedeutet er Krieg ...<< 
Der Vertrag von Versailles trat am 10. Januar 1920, um 4.15 Uhr, in Kraft, obwohl sich die 
Siegermacht USA weiterhin weigerte, den Vertrag zu unterzeichnen.  
Da der US-Senat den Versailler Vertrag und den Beitritt zum Völkerbund später beharrlich 
ablehnte, verlangte vor allem die beleidigte französische Regierung nur noch unnachgiebiger 
die Erfüllung der astronomischen, unbezahlbaren Reparationsverpflichtungen.  
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Der Versailler Vertrag war ein völkerrechtswidriges Diktat gegen das Deutsche Reich und 
verstieß eindeutig gegen die Grundsätze des schon damals geltenden Völkerrechts. Das Deut-
sche Reich wurde nach der Ablehnung des Versailler Vertrages nachweislich durch Ultimaten 
(Gewaltanwendung: "Hungerblockade" vom 11.11.1918 bis zum 12.07.1919 und Gewaltan-
drohung: sofortige Besetzung des gesamten Deutschen Reiches) unter Druck gesetzt. 
Der Versailler Friedensvertrag verstieß zweifelsfrei gegen die damals geltenden Grundsätze 
des Völkergewohnheitsrechts, denn ein durch Gewaltanwendung und Gewaltandrohung er-
zwungener Vertrag stellte einen derart eklatanten und schwerwiegenden Bruch des Völker-
rechts dar, daß er von Anfang an als nichtig bzw. ungültig betrachtet werden mußte. 
Infolge der Tatsache, daß die Anerkennung des Versailler Friedensvertrages gewaltsam und 
damit völkerrechtswidrig erpreßt wurde, waren sämtliche "Friedensbedingungen" (Gebietsab-
tretungen, Wiedergutmachungsleistungen etc.) ebenfalls unwirksam. 
Das Deutsche Reich blieb demnach völkerrechtlich in seinen Grenzen von 1871 unverändert. 
In einem "Spiegel-Interview" ("Der Spiegel" 5/1971 vom 25. Januar 1971) erklärte der dama-
lige US-Gouverneur des US-Bundesstaates Alabama, George Wallace (1919-1998): >>... 
Amerika ist in gewisser Weise mitverantwortlich für den Zweiten Weltkrieg. Denn dieser 
Krieg hätte sich vermeiden lassen ... Der Vertrag von Versailles war ein Racheakt. Man hat 
den Deutschen diesen Vertrag aufgezwungen, was wirklich unfair war. Hätte es diesen Ver-
trag nicht gegeben, dann hätte es auch keinen Hitler gegeben ...<< 
 
5. Weshalb wurde die Kriegsschuld-Klausel des Versailler Vertrages von den meisten 
Deutschen als dreiste Geschichtslüge eingestuft? 
Die meisten Deutschen lehnten damals die Unterzeichnung des Versailler Friedensdiktates 
entschieden ab, denn man verweigerte den Deutschen damals nicht nur das völkerrechtliche 
Selbstbestimmungsrecht, sondern das Land war außerdem fast schutzlos und sollte unfaßbare 
Reparationen zahlen. Aufgrund der im Versailler Vertrag festgelegten alleinigen Kriegsschuld 
Deutschlands wurde der "Friedensvertrag" von allen deutschen Parteien als "Diktat- und 
Schandfrieden" abgelehnt.  
Der Versailler Friedensvertrag traf das Deutsche Reich äußerst schwer und belastete die 
"Weimarer Republik" mit einer verhängnisvollen Hypothek. Der Vertrag von Versailles galt 
im Deutschen Reich allgemein als "Schandvertrag", heimtückischer Verrat und arglistiger 
Vertrauensbruch.  
Die Schuld der späteren Siegermächte, die eindeutige Kriegsziele, wie z.B. die Zerschlagung 
des Deutschen Reiches, Österreich-Ungarns und des Osmanischen Reiches, verfolgten und 
den Krieg wollten, war nachweislich wesentlich größer, als die Schuld der späteren Verlierer-
staaten, die nicht vorsichtig genug oder zu naiv waren, um die Katastrophe des Ersten Welt-
krieges zu verhindern.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) schrieb später über den 
Versailler Vertrag (x063/526): >>Artikel 231 des Versailler Vertrages, die "Kriegsschuld-
Klausel", hat politisch und psychologisch besonders verhängnisvoll gewirkt. Es war im Lichte 
der Tatsachen eine grobe Geschichtslüge und wurde als eine schwere Beleidigung des deut-
schen Volkes empfunden. Eine deutsche Regierung, die dazu ihre Zustimmung gab, mußte 
jedes Ansehen verlieren. ...<<  
Die ungerechtfertigten Demütigungen der "rachsüchtigen Greise von Versailles" provozierten 
naturgemäß neue Konflikte und die großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Deutschen 
Reiches begünstigten nachweislich Hitlers Aufstieg.  
Ohne die heimtückischen Maßnahmen und katastrophalen Folgen dieses vermeintlichen 
"Friedensvertrages" hätte es sicherlich keinen Zweiten Weltkrieg gegeben.  
Der deutsch-amerikanische Historiker und Autor Frank Fabian berichtete später über den Ver-
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sailler Vertrag (x313/334-335): >>... Nie war Deutschland so gedemütigt worden, nie zuvor 
hatte man seinen Stolz so verletzt. 
Im Artikel 231 des Versailler Vertrages wurde Deutschland und seinen Verbündeten überdies 
die gesamte Schuld aufgebürdet ... 
Empörung flackerte an allen Orten auf. Der Versailler Friedensvertrag schuf in Deutschland 
einen unaussprechlichen Haß auf die Siegermächte. 
Der Ursatz gilt: 
Wenn ein Volk in einem "Frieden" zu sehr gedemütigt und sein Stolz verletzt wird, wird 
es eines Tages zurückschlagen wollen. …<<  
 
6. Warum setzte sich besonders Frankreich für drastische Gebietsabtretungen zu Lasten 
des Deutschen Reiches ein? 
Aufgrund der vermeintlichen Alleinschuld am Ausbruch des Ersten Weltkrieges (Kriegs-
schuldparagraph 231 des Versailler Vertrages) verlor das Deutsche Reich insgesamt 13 % 
(70.580,4 qkm) seiner bisherigen Gebiete (ohne Kolonien) sowie 10 % (6.475.568 Einwoh-
ner) der Bevölkerung (Stand: 1.12.1910) und hatte riesige Wiedergutmachungsleistungen zu 
erbringen.  
Nach dem Versailler Vertrag mußte das Deutsche Reich zwangsweise z.B. auf folgende Ge-
biete verzichten:  
Memelland an Litauen 
Danzig und Umgebung an Freistaat Danzig 
Fast die gesamte Provinz Posen, 75 % von Westpreußen, Teile von Nieder- und Oberschlesi-
en, Ostpreußen sowie Ostpommern an Polen 
Oberschlesische Gebiete und das Hultschiner Ländchen an die Tschechoslowakei 
Nordschleswig an Dänemark 
Eupen und Malmedy an Belgien 
Elsaß-Lothringen an Frankreich 
Bei den Gebietsabtretungen spielte Frankreich eine besonders unrühmliche Führungsrolle und 
befürwortete speziell den polnischen und tschechischen Expansionsdrang nach Westen. Die 
Polen und Tschechen sollten nach den französischen Wunschvorstellungen die bisherige Auf-
gabe der Deutschen als sogenannte "Pufferzone" zwischen Ost- und Westeuropa übernehmen 
und wichtige Eckpfeiler gegen Rußland werden.  
Die willkürlichen Gebietsabtretungen im Osten und die Tatsache, daß mehreren Millionen 
Deutschen wesentliche Menschenrechte vorenthalten wurden, waren bei der deutschen Bevöl-
kerung ungemein verhaßt und erleichterten letzten Endes Hitlers Weg zur gewaltsamen 
Machtübernahme.  
Der britische Premierminister David Lloyd George berichtete am 25. März 1919 über die Ab-
tretung von deutscher Gebieten an Polen (x352/43): >>Der Vorschlag der polnischen Kom-
mission, 2,1 Mio. Deutsche der Aufsicht eines Volkes von anderer Religion zu unterstellen, 
das noch niemals im Laufe der Geschichte die Fähigkeit zu stabiler Selbstregierung bewiesen 
hat, muß meiner Beurteilung nach früher oder später zu einem neuen Krieg in Osteuropa fuh-
ren.<< 
Julius Leber, führender Sozialdemokrat und späterer Widerstandskämpfer, erklärte im Jahre 
1925 zu den deutschen Ostgrenzen (x084/117): >>... Nie werde es eine deutsche Regierung 
geben, die den polnischen Korridor freiwillig und feierlich als ewiges Recht anerkennen kann. 
Zu schmerzhaft steckt dieser Pfahl im Fleisch der deutschen Republik. Zu sinnlos zerschnei-
det er den deutschen Boden.<<  
Am 19. April 1926 informierte Außenminister Stresemann den deutschen Botschafter in Lon-
don über die Problematik der deutsch-polnischen Grenze (x034/289): >>... Nur ein uneinge-



 8 

schränkter Wiedergewinn der Souveränität über die in Rede stehenden Gebiete - der Korridor, 
Danzig, Oberschlesien - ... kann uns befriedigen. ...<<  
Der französische Politiker Maurice Thorez (1900-1964) berichtete später über die Folgen des 
Versailler Friedensvertrages (x321/7): >>… Der letzte Krieg war ein Raubkrieg und der Ver-
trag, der ihn beendete, war ein Raubvertrag, geheiligt von der Sozialdemokratie, die seine 
Durchführung unterstützte. … 
Der Vertrag von Versailles bedeutet die Hegemonie Frankreichs, bedeutet die Unterwerfung 
Deutschlands unter ein brutales Joch, bedeutet die Unterdrückung Elsaß-Lothringens durch 
unseren Imperialismus, so wie es zuvor durch den Imperialismus Deutschlands unterjocht 
worden war. Versailles bedeutet die Unterdrückung der nationalen Minderheiten Europas, 
bedeutet die Balkanisierung Europas; es bedeutet die Reparationslast, die auf den Werktätigen 
der besiegten Länder lastet; es bedeutet ein System, in dem Frankreich dank seiner Bündnisse, 
dank der Länder, die es zu seinen Vasallen gemacht hat, vorherrschend ist. Ein derartiger Ver-
trag ist daher die größte Kriegsquelle der gegenwärtigen Stunde. … 
Eine der Hauptwaffen der Hitler-Propaganda ist die heftige Kritik an den Folgen des Artikels 
231 des Vertrages, der sich auf die einseitige Verantwortung des Volkes Deutschlands im letz-
ten Krieg bezieht.<< 
Hitler wäre ohne die von den meisten Deutschen als ungerecht empfundenen "Erniedrigungen 
und Fesseln von Versailles" mit großer Sicherheit niemals an die Macht gekommen.  
Ohne die unsäglichen Folgen dieses vermeintlichen "Friedensvertrages" hätte es außerdem 
keinen Zweiten Weltkrieg, keinen Holocaust und keine Vertreibung der Deutschen aus Ost-
Mitteleuropa gegeben.  
Der "Kalte Krieg", die Spaltung und Zwangsverwaltung des Deutschen Reiches sowie die 
jahrzehntelange Umerziehung bzw. politische Entmündigung wäre den Deutschen ebenfalls 
erspart geblieben. 
 
7. Wieso förderte das globale Terrorimperium die Gründung des Völkerbundes?  
US-Präsident Thomas Woodrow Wilson konkretisierte am 22. Januar 1917 vor dem US-Senat 
die Grundsätze seiner Friedensordnung. Der US-Präsident forderte damals einen Frieden ohne 
Sieg, Gleichberechtigung aller Nationen, ob groß oder klein, das Recht auf äußere Selbstbe-
stimmung für alle Völker und die Bildung eines universellen Völkerbundes als Friedensgaran-
tie, anstelle der bisherigen Bündnisse (x041/180). 
Am 28. April 1919 wurde die Satzung des Völkerbundes durch die Vollversammlung der 
Versailler Friedenskonferenz angenommen und schließlich am 28. Juni 1919 von den Grün-
derstaaten unterzeichnet. Sie wurde damit ein Bestandteil des Versailler Vertrages.  
Der 1919 gebildete Völkerbund war zweifelsfrei indirekt eine freimaurerische Gründung, 
denn die Leitsätze für den 1919 gegründeten Völkerbund wurden auf dem Freimaurerkongreß 
im Jahre 1917 in Paris angenommen und verabschiedet.  
Der schweizerische Theologe Martin Hohl-Wirz berichtete später über die Freimaurerei und 
den Völkerbund (x910/…): >>… 5.1.4. Überstaatliche Vereinigungen … 
Freimaurer haben sich nicht nur für nationalstaatliche Unabhängigkeit und Rechtsstaatlichkeit, 
sondern schon bald auch für überstaatliche Vereinigungen eingesetzt. Der deutsche Philosoph 
und Freimaurer Karl C. F. Krause (1781-1832) zum Beispiel konzipierte die "frühzeitige 
Form eines Völkerbundes in föderativer Form". Auch der französische Publizist Maurice Mo-
nier (1877-1931) gilt als ein 'Vorkämpfer für Völkerversöhnung'.  
"Der Völkerbund ist keine direkte freimaurerische Gründung, er ist aber eine Institution, die 
naturnotwendig aus dem Geiste der Loge heraus geboren wurde". Der deutsche Staatsmann 
und Freimaurer Gustav Stresemann (1878-1929) "erregte weltweites großes Aufsehen mit der 
unverkennbar freimaurerisch geprägten Antrittsrede vor dem Völkerbund." Der erste Vorsit-
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zende des Völkerbundrates war der damalige französische Ministerpräsident und Freimaurer 
Léon Victor Auguste Bourgeois (1851-1925).  
Der Völkerverständigung unabhängig und trotz jeder Sprachverwirrung sollte auch die Schaf-
fung einer neuen, künstlichen Weltsprache dienen. 
Der Erfinder des Esperanto, der Deutsche Ludwig Lazarus Zamenhof (1859-1917) war Frei-
maurer. Der im Jahre 1913 unter anderen vom Schweizer Theologieprofessor Quartier la Ten-
te mitgegründete freimaurerische 'Weltbund' erklärte das Esperanto zur 'Weltsprache'. 
Von freimaurerischem Ursprung und Geist ist auch die Paneuropa-Bewegung. Der Begründer 
der Paneuropa Bewegung, der Freimaurer Richard Niklaus Graf von Coudenhove-Kalergi 
(1894-1972), vertrat das Ziel eines europäischen Staatenbundes. Er war auch Generalsekretär 
der von ihm begründeten 'Europäischen Parlamentarier Union'. Zur Zeit des Nationalsozialis-
mus trat er aus der Loge aus, "um den deutschnationalen Angriffen gegen die Paneuropa-
Bewegung nicht noch zusätzliches Material zu liefern." 
Moser schreibt unter anderem in seinem Aufsatz über 'die Freimaurerei und die Satzungen der 
Vereinten Nationen': Der Gedanke der Vereinten Nationen (UNO) ist eine freimaurerische 
Schöpfung und stammt in erster Linie aus den USA. Freimaurer sind vor allem der 'Charta der 
Vereinten Nationen' und der 'Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte' zu Gevatter gestan-
den. Sie atmen 'freimaurerischen Geist'. "Darüber, daß viele Freimaurer an diesem Werk gear-
beitet und sich eingesetzt haben, sind die meisten Freimaurer gar nicht aufgeklärt." …<< 
Der Völkerbund nahm seine Arbeit im Januar 1920 in Genf auf und wurde ab 1922 durch den 
Internationalen Gerichtshof in Haag unterstützt. Die USA, die Sowjetunion und alle Verlierer 
des Ersten Weltkrieges waren keine Völkerbundsmitglieder. Nordamerika blieb dem Völker-
bund auch später fern und schloß mit dem Deutschen Reich im August 1921 einen Separat-
frieden, der die "Garantiemacht" USA schließlich aus allen Verpflichtungen des Versailler 
Friedens entließ.  
Das Deutsche Reich und die Sowjetunion wurden erst 1926 bzw. 1934 in den Völkerbund 
aufgenommen. Da die führende militärische Großmacht Nordamerika kein Mitglied des Völ-
kerbundes wurde, konnte sich der Völkerbund nie richtig entfalten. Die mächtigsten Mitglie-
der des Völkerbundes waren damals die Siegermächte England und Frankreich, die jedoch 
weiterhin alle wesentlichen Nachkriegsprobleme direkt mit den betroffenen Nationen aushan-
delten. Der Völkerbund war zunächst nur ein Instrument, um das Versailler Unterdrückungs-
system mit allen Mitteln durchzusetzen und zu erhalten.  
Der Völkerbund sollte in erster Linie den Frieden sichern, die allgemeine Abrüstung be-
schleunigen und die Zusammenarbeit der Völker fördern. Der Völkerbund zeigte zwar Ansät-
ze einer Welt-Friedensorganisation, aber diese internationale Organisation, die von den euro-
päischen Siegermächten des Ersten Weltkrieges dominiert wurde, war mit schweren Mängeln 
behaftet.  
Der Völkerbundsrat konnte Beschlüsse grundsätzlich nur einstimmig fassen. Durch die Kop-
pelung mit den "Friedensverträgen 1919/20" und wegen des Prinzips der Einstimmigkeit 
konnte man die bisherige traditionelle Bündnis- und Geheimpolitik der einzelnen Regierungen 
natürlich nicht verhindern.  
Der Völkerbund war in den ersten Jahren hauptsächlich für die Durchführung und Überwa-
chung der Pariser Friedensverträge zuständig (Aufsicht über Danzig, Memelland, Kontrolle 
der Mandatsgebiete, Verwaltung des Saargebietes, Durchsetzung der Minderheitenschutzrech-
te usw.).  
Die Minderheitenschutzverträge wurden ausdrücklich in den Friedensverträgen hervorgeho-
ben. Der Völkerbund garantierte den ethnischen Minderheiten in den neugegründeten Staaten 
z.B. die staatsbürgerliche Gleichstellung, Freiheit der Sprache, freie Religionsausübung und 
Schulunterricht in der entsprechenden Muttersprache. Die neuen Nationalstaaten entwickelten 
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sich jedoch frühzeitig zu radikalen Nationalitätenstaaten, so daß innere Spannungen zwischen 
den jeweiligen ethnischen Minderheiten und den nationalen Mehrheiten, die vielerorts schon 
seit Jahrzehnten für Unruhe gesorgt hatten, unentwegt zu schweren Konflikten führten.  
Die Bearbeitung der zahllosen Beschwerden der unterdrückten Minderheiten erfolgte damals 
nur schleppend oder wurde größtenteils überhaupt nicht durchgeführt. Der Völkerbund ge-
währleistete weder den Minderheitenschutz noch überwachte er die Einhaltung der Friedens-
verträge (falls es sich um die berechtigten Interessen der "Verlierer" handelte).  
US-Präsident Warren Harding (1865-1923, seit 1921 Präsident der USA) erklärte bereits im 
Jahre 1921, daß der Völkerbund ein Zwangsmittel der Sieger des Krieges geworden sei 
(x054/190). 
Bis 1939 traten 14 der 63 Mitgliedstaaten aus dem Völkerbund aus. Der Völkerbund war spä-
ter auch nicht in der Lage, Japan (Einfall in die Mandschurei im Jahre 1931) sowie Italien 
(Überfall auf Abessinien im Jahre 1935) zu stoppen und konnte die verbrecherischen Diktato-
ren Hitler und Stalin ebenfalls nicht in die Schranken weisen.  
Der erfolglose Völkerbund wurde schließlich am 18. April 1946 durch Beschluß der Völker-
bundsversammlung aufgelöst. 
 
8. Weshalb stieg die USA nach dem Ersten Weltkrieg zur globalen Weltmacht auf? 
Nach dem verlustreichen Ersten Weltkrieg verlor Europa seine wirtschaftliche Vormachtstel-
lung an Nordamerika. Die meisten europäischen Länder verarmten durch den Ersten Welt-
krieg. England und Frankreich waren ebenfalls hochverschuldet und kämpften vergeblich ge-
gen die nordamerikanische Vormachtstellung, obwohl Frankreich Syrien und den Libanon 
erhielt und England die wichtigsten Ölquellen im Nahen Osten ausbeuten durfte - außer Sau-
di-Arabien - dort gingen die Nordamerikaner auf Ölsuche.  
Die Vereinigten Staaten von Amerika, die vor dem Ersten Weltkrieg noch Schuldner der tradi-
tionellen europäischen Kapitalexportländer Deutsches Reich, Frankreich und England waren, 
entwickelten sich nach 1919 zum größten Kreditgeber bzw. "Weltgläubiger". Nach den "Frie-
densverträgen" trieb Nordamerika die britischen und französischen Kriegsschulden rücksichts-
los ein, die letzten Endes das Deutsche Reich zahlen mußte.  
Die erstmalige Beteiligung der Nordamerikaner an der Europapolitik veränderten die jahrhun-
dertealten europäischen Macht- und Kräfteverhältnisse grundlegend. Aufgrund der vermeint-
lich gleichgültigen US-Außenpolitik wurden in Europa letzten Endes chaotische Verhältnisse 
geschaffen, die Hitlers und Stalins Terrorsysteme nachweislich erheblich förderten. 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Gewinner und Ver-
lierer des Ersten Weltkrieges (x281/53): >>... Die Vereinigten Staaten standen nach dem Er-
sten Weltkrieg besser da als vorher. Schon 1913 dürften die USA rund ein Drittel der Weltin-
dustrieprodukte hergestellt haben; nur fünf Jahre später, der Krieg hatte Europa in eine Zone 
der Verwüstung verwandelt, waren es über 50 Prozent. ...<< 
Durch die konsequente Eintreibung der Kriegsschulden - nur Sowjet-Rußland lehnte alle 
Schuldentilgungen erfolgreich ab - übernahmen die Vereinigten Staaten von Amerika schon 
bald den größten Teil der Weltgold-Vorräte. Das finanzielle Zentrum der Welt verlagerte sich 
von London nach New York. Europa verlor danach seine bisherige Vormachtstellung, wäh-
rend sich die Vereinigten Staaten von Amerika zur Superweltmacht entwickelten und bis 1937 
strikt an der US-Isolationspolitik festhielten. 
In den Nachkriegsjahren stieg die industrielle Produktion in Nordamerika und Japan von 
1913-29 um 100 %, während die europäischen Volkswirtschaften regelrecht gelähmt reagier-
ten und nur noch 50 % der bisher produzierten Fertigwaren herstellten. Die US-Wirtschaft 
exportierte danach jahrelang riesige Warenmengen, ohne entsprechende Handelsgüter zu im-
portieren. Von 1919-39 steigerte Nordamerika seinen Export um 150 % (Europa: nur um 40 
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%). 
Der US-Schriftsteller Richard K. Moore berichtete am 2. Februar 2009 in seinem Artikel "A 
brief history of the New World Order" ("Eine kurze Geschichte der Neuen Weltordnung") 
über das NWO-Projekt Erster Weltkrieg (x337/117): >>Der Erste Weltkrieg war das epochale 
Ereignis, das ein feststellbares Programm zur Errichtung einer neuen Weltordnung einer ein-
zigen globalen Hierarchie … unter der Kontrolle der Finanzierselite in Gang gesetzt hat. … 
Großbritannien war nicht mehr die offensichtlich erste Wahl als Grundlage für eine solche 
globale Machtergreifung. Daher wurde die Entscheidung gefällt, die Hegemonie von London 
nach Washington zu verlagern. Der Erste Weltkrieg brachte den Aufbau Amerikas als Welt-
macht. … Während sich Europäer und Briten millionenfach abschlachteten, erlebten die Ame-
rikaner die Aufbruchzeiten, die zu den Goldenen Zwanziger Jahren führten. … Die Verbünde-
ten wurden mit astronomischen Schulden beim amerikanischen Finanzministerium und der 
Bankenelite belastet. … 
Man kann sagen, Amerika hat den Ersten Weltkrieg gewonnen, und ganz Europa hat ihn ver-
loren - und zwar in großem Umfang. Die Europäer waren verpflichtet, Amerika gewaltige 
Summen für das Privileg zu zahlen, sich gegenseitig verwüstet zu haben. … 
Großbritannien hat eine Zeit lang den Kampf um Europa gewonnen. Amerika hat auf lange 
Zeit den Kampf um die stärkste Nation der Welt für sich entschieden - doch war es die Ban-
kenelite, die den Krieg um die Gestaltungsmacht des künftigen Kurses der Weltpolitik ge-
wonnen hat. …<< 
 
9. Warum kam es nach dem Ersten Weltkrieg zu einem regelrechten Siegeszug von eu-
ropäischen Diktaturen? 
Die "Friedensverträge" mit dem Deutschen Reich, Österreich, Bulgarien, Ungarn und mit dem 
Osmanischen Reich veränderten das politische System Ost-Mitteleuropas entscheidend, denn 
sie zertrümmerten z.T. jahrhundertealte Strukturen.  
Nach diesen "Friedensverhandlungen", die ohne die Besiegten abgewickelt wurden, entstan-
den insgesamt 9 neue europäische Staaten: Estland, Lettland, Litauen, Finnland, Polen, Tsche-
choslowakei, Ungarn, das Königreich Jugoslawien sowie Armenien.  
In fast allen neugegründeten Staaten und in zahlreichen europäischen Ländern, die während 
des Ersten Weltkrieges ruiniert wurden, setzten sich schon bald radikale Nationalisten durch. 
Die "Pariser Vorortfriedensverträge" schwächten zusätzlich die politischen und wirtschaftli-
chen Kräfte Europas und bereiteten nachweislich auch den Untergang der demokratischen 
Weimarer Republik vor.  
Nach dem Ersten Weltkrieg folgte sehr schnell ein regelrechter Siegeszug der Diktaturen. In 
folgenden Ländern wurden von 1917-1936 totalitäre Diktaturen errichtet, die alle politischen 
Gegner verfolgten und meistens jede Art von Presse-, Rede-, Meinungs- und Versammlungs-
freiheit gewaltsam unterdrückten: Sowjetunion (1917/21), Ungarn (1920), Italien (1922), Bul-
garien, Spanien und Türkei (1923), Albanien (1925), Polen, Portugal und Litauen (1926), Ju-
goslawien (1929), Rumänien (1930), Deutschland und Österreich (1933) Estland und Lettland 
(1934) sowie Griechenland (1936).  
Der russische Politiker Lenin (1870-1924, eigentlich Wladimir I. Uljanow) schrieb später über 
die Folgen des Versailler Friedensvertrages (x321/7): >>… Als Ergebnis dieses Krieges haben 
wir eine unvergleichlich schärfere Zuspitzung alle kapitalistischen Gegensätze. Der Krieg ver-
setzt mit einem Schlage etwa eine Viertelmilliarde der Weltbevölkerung in eine Lage, die mit 
der von Kolonien gleichbedeutend ist, nämlich Rußland, das mit 130 Millionen zu veran-
schlagen ist. Österreich-Ungarn, Deutschland und Bulgarien mit nicht weniger als 120 Millio-
nen. Eine Viertelmilliarde von Menschen in Ländern, die teilweise wie Deutschland, zu den 
fortgeschrittensten, aufgeklärtesten, kultiviertesten gehören und technisch auf der Höhe des 



 12 

modernsten Fortschritts stehen.  
Der Krieg zwang ihnen durch den Versailler Vertrag solche Bedingungen auf, das fortge-
schrittene Völker in koloniale Abhängigkeit, Elend, Hunger, Ruin und Rechtlosigkeit gerieten. 
Sie sind durch diesen Vertrag auf viele Generationen hinaus gebunden und in Verhältnisse 
versetzt, unter denen noch nie ein zivilisiertes Volk gelebt hat. …  
Der Versailler Vertrag hat für Deutschland und eine ganze Reihe der besiegten Länder Ver-
hältnisse geschaffen, die eine materielle Unmöglichkeit der wirtschaftlichen Existenz bedeu-
ten, hat sie in Bedingungen völliger Rechtlosigkeit und Erniedrigung versetzt.<< 
 
10. Wieso besetzten französisch-belgische Truppen das Ruhrgebiet? 
Als das Deutsche Reich nicht rechtzeitig genügend Holz und Kohlen lieferte, marschierten am 
11. Januar 1923 französisch-belgische Truppen in das Ruhrgebiet ein - später hielten sich dort 
insgesamt rund 100.000 Besatzungssoldaten auf.  
Die empörte Bevölkerung des Ruhrgebietes reagierte mit passiven Widerstandshandlungen. 
Im Deutschen Reich brach nach der Besetzung des Ruhrgebietes ein Sturm der Entrüstung los.  
Nach der Besetzung des Ruhrgebietes verkündete Reichskanzler Wilhelm Cuno am 13. Januar 
1923 den "passiven Widerstand". Die deutschen Botschafter verließen Paris und Brüssel.  
Im Ruhrgebiet versenkte man später vielerorts Schiffe, um Kanäle zu blockieren und sprengte 
Bahnstrecken, um den Abtransport der Kohle zu verhindern. Sämtliche Kohlenlieferungen 
wurden eingestellt. Bei den erbitterten Auseinandersetzungen kamen später mindestens 132 
Deutsche um. Die Besatzer verhängten außerdem 11 Todesurteile und 5 lebenslange Zucht-
hausstrafen (x034/204).  
Während einer Demonstration gegen die französischen Besatzungstruppen wurden am 31. 
März 1923 in Essen 13 deutsche Demonstranten erschossen (x034/192). 
Am 6. Mai 1923 lehnten die französischen und belgischen Besatzungsmächte ein deutsches 
Reparationsangebot ab.  
Albert Leo Schlageter (1894-1923, deutscher Offizier im 1. Weltkrieg und Freikorpskämpfer 
im Baltikum) wurde am 26. Mai 1923 wegen Sabotage von den französischen Besatzungs-
truppen in der Golzheimer Heide (bei Düsseldorf) erschossen. 
Bei einem Sprengstoffattentat auf der Duisburger Rheinbrücke starben am 30. Juni 1923 neun 
belgische Soldaten. 
Am 30. Juni 1923 verurteilte die französische Besatzungsmacht in Mainz 7 Deutsche wegen 
Sabotage zum Tod. 
Im besetzten Ruhrgebiet wurden am 11. Juli 1923 etwa 80.000 französische und 7.000 belgi-
sche Soldaten sowie 10.000 französische und 1.000 belgische Eisenbahner eingesetzt (x034/-
199).  
Nach der Massenausweisung von rund 150.000 Deutschen und erfolglosen deutsch-franzö-
sischen Verhandlungen brach die deutsche Reichsregierung am 26. September 1923 den Ge-
neralstreik wegen völliger Zerrüttung der Wirtschaft ab. DNVP und KPD lehnten diese Ent-
scheidung ab.  
Als der deutsche Reichskanzler Gustav Stresemann den Widerstand abbrechen ließ, protestier-
te die bayerische Regierung gegen den Abbruch des passiven Widerstandes. Der bayerische 
Ministerpräsident Gustav Ritter von Kahr forderte, den Versailler Vertrag sofort zu kündigen.  
Oswald G. Villard schrieb im Oktober 1923 über die Ruhrgebietsbesetzung (x063/541): >>... 
daß der passive Widerstand zusammenbrach, war ein Unglück für die ganze Welt, denn nichts 
ist heute nötiger als der Beweis, daß es noch einen anderen Weg gibt als den Weg der Gewalt, 
um Despoten und Tyrannen in die Knie zu zwingen.<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Besetzung des 
Ruhrgebietes (x063/540-541): >>... Den Vorwand gab ein unbedeutender deutscher Verzug in 
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der Lieferung von Kohle und Telegrafenstangen. Dahinter stand die Absicht, die französi-
schen Rheinlandpläne, die Amerika 1919 verhindert hatte, wiederaufzunehmen. Die engli-
schen Kronjuristen erklärten Frankreichs Vorgehen sofort als unbegründet und rechtswidrig. 
...  
Das deutsche Volk antwortete mit dem passiven Widerstand, und die Reichsregierung ordnete 
die Einstellung aller Reparationslieferungen für Belgien und Frankreich an. 
Die Ruhrbesetzung brachte das deutsche Wirtschaftsleben nahezu zum Stillstand. Um die be-
schäftigungslosen Massen am Leben zu erhalten, mußten schließlich 30 Druckereien Tag und 
Nacht Noten drucken. 1923 stieg der amerikanische Dollar auf 4,2 Billionen Mark. 
Da ... die deutschen Gerichte bis gegen Ende der Inflation den Grundsatz "Mark ist Mark" 
aufrechterhielten, konnten ungeheure Vermögen neu erworben werden, während die Erspar-
nisse vieler Generationen hinwegschmolzen. Mit wenig ausländischem Gelde konnte man 
Fabriken, Aktien, Schmuck oder ganze Häuserblocks kaufen. Fremdenhaß und Antisemitis-
mus breiteten sich bei den verarmten Mittelschichten aus und der Rechtsradikalismus kam 
immer mehr auf seine Rechnung. 
Die Völkerversöhnung hatte offensichtlich Schiffbruch erlitten. Deutschland sah sich der 
Willkür von Feinden preisgegeben, für die der Friede nur die Fortsetzung des Krieges mit an-
deren Mitteln war. Am verhängnisvollsten sollte sich die Proletarisierung der Mittelklasse 
auswirken. Ihr sozialer Absturz verband sich mit dem verletzten Nationalgefühl zu Gunsten 
aller antidemokratischen Kräfte. 
Die Ruhrbesetzung ... war als Triumph der rohen Gewalt ein Unglück für ganz Europa. Ein 
Sieg des passiven Widerstandes dagegen hätte der Gewalt als Mittel der Politik im Bewußt-
sein der Völker eine entscheidende Niederlage beibringen können.<<  
Infolge der ungerechtfertigten Ruhrgebietsbesetzung, die Kosten in Höhe von rd. 3,5 Milliar-
den Goldmark verursachte, brach im September/Oktober 1923 fast die gesamte deutsche 
Wirtschaft völlig zusammen und verstärkte die dramatische Inflation. Die Inflation führte 
schließlich zu einer völligen Entwertung der deutschen Währung. Im September 1923 betrug 
der Wertverlust gegenüber 1914 schließlich 100,0 % (x149/42). 
Die Eigentümer von Sachwerten wurden damals entschuldet, während die Eigentümer von 
Sparguthaben ihre gesamten Ersparnisse verloren. Der wirtschaftliche und soziale Abstieg 
erfaßte große Bevölkerungsschichten. Millionen von Deutschen verloren bei dieser Wäh-
rungskatastrophe ihr mühsam erspartes Geld und wurden mit einem Schlag bettelarm. Gleich-
zeitig erwarben viele ausländische Investoren, deutsche Spekulanten (darunter waren auch 
zahlreiche Juden) und gewissenlose Geschäftemacher äußerst günstig riesige Vermögenswerte 
(Fabrikanlagen, Wohnblocks, Grundstücke usw.), so daß sich im Deutschen Reich vor allem 
bei den Arbeitslosen und der verarmten Mittelschicht eine gefährliche Radikalisierung, Anti-
semitismus und Fremdenhaß ausbreiteten.  
Der deutsche Historiker Arthur Rosenberg berichtete später über die Auswirkungen der Infla-
tion (x243/26): >>Die Nutznießer der Inflation, die Finanzspekulanten, Großindustriellen und 
Großgrundbesitzer, hatten goldene Zeiten. Da die deutschen Unternehmen mit ... geringen 
Unkosten produzieren konnten, waren auf dem Weltmarkt die deutschen Preise niedriger als 
die Angebote jeder Konkurrenz. Darum wurde in Deutschland im Jahre 1923 ziemlich viel 
produziert. ... 
Die Opfer der Inflation waren die deutschen Mittelschichten, die Lohn- und Gehaltsempfän-
ger. Die deutschen Sparer verloren nun das Letzte. ...<<  
 
11. Weshalb war die Weimarer Republik nach dem Ersten Weltkrieg nie in der Lage, 
die geforderten Reparationszahlungen mit eigenen Mitteln zu leisten? 
Am 29. August 1924 nahm der Reichsrat gemäß den Beschlüssen der deutschen Reichsregie-
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rung die Londoner Abmachungen (Dawes-Plan) an, um das Reparationsproblem zu bewälti-
gen. Der Dawes-Plan sah vor, daß die vom Deutschen Reich zu leistenden Reparationen an 
die Alliierten vor allem durch Kredite aus den Vereinigten Staaten von Amerika zu finanzie-
ren waren.  
Mit Hilfe des Dawes-Planes sollten die deutsche Wirtschaft unterstützt und die Reparations-
zahlungen für die nächsten 5 Jahre gesichert werden. Das Deutsche Reich mußte die gesamten 
Zolleinnahmen und verschiedene Steuern an die alliierten Siegermächte verpfänden (x149/-
44). Die deutsche Reichsbank wurde außerdem vom 4. Oktober 1924 bis zum Ende des Da-
wes-Planes im Jahre 1929 unter internationale Aufsicht gestellt, um die deutsche Zahlungsfä-
higkeit zu gewährleisten (x175/212). 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über den 
"Dawes-Plan" (x068/216): >>Die Amerikaner schätzten uns richtig ein durch das ganze Jahr-
hundert. Sie wußten auf die Deutschen ist Verlaß. Erst konnten sie die Nation 1917/18 kaputt-
schießen, danach, in den goldenen zwanziger, den braunen dreißiger Jahren, sie wieder aufer-
stehen lassen, in den vierziger Jahren ihr erneut den Rest geben, recht kräftig sogar und end-
lich in den fünfziger Jahren sie abermals aufrüsten - ein wahrhaft wundervolles Geschäft, das 
Geschäft des Jahrtausends.  
... Im ... Jahr 1924 ist es bezeichnenderweise ein Bankier, Charles G. Dawes, der … für eine 
Reorganisation der Deutschen Reichsbank und die Stabilisierung der deutschen Währung ein-
tritt durch eine Anleihe von nicht weniger als 800 Millionen Goldmark. 
Eine mildtätige Aktion? Ein karitativer Anflug? Ein Samariterdienst? Nun, man brauchte eine 
gewisse wirtschaftliche Gesundung, eine aktive Handelsbilanz, um weitere Reparationslei-
stungen zu bekommen, um Deutschland auch künftig auspowern zu können.  
Dabei mußte es auf die endgültige Festsetzung der Höhe der Reparationen freilich verzichten. 
Doch ermöglichte die gewaltige Geldspritze die Rückkehr der deutschen Währung zum Gold-
standard. Und da die deutsche Wirtschaft nun wieder in Schwung kommt, die deutsche Tüch-
tigkeit floriert, der innerdeutsche Markt sich förmlich bläht, zieht die erste Anleihe die nächste 
nach sich, dann immer neue mit hohen Zinssätzen natürlich, auch für langfristige Projekte, 
und bald sind die ausländischen, meist US-Anleihen auf 16 Milliarden geklettert.  
Hatte Arthur Rosenberg, der marxistische Historiker, so unrecht, als er schrieb, Deutschland 
sei damals zu einer Kolonie der New Yorker Börse geworden? Jedenfalls wuchs Deutschlands 
Verschuldung infolge dieser Kredite immer mehr. ...<<  
Die deutsche Wirtschaft erholte sich im Jahre 1925 zwar überraschend schnell, aber der Wie-
deraufbau wurde fast ausschließlich mit Fremdkapital des Auslands - überwiegend durch US-
Anleihen - finanziert. Da die deutsche Reichsregierung nicht genügend Eigenkapital besaß, 
mußte sich der Staat zwangsweise immer höher verschulden. Damit man die jährlichen Repa-
rationen zahlen konnte, mußte das Deutsche Reich notgedrungen ständig mehr ausländisches 
Fremdkapital aufnehmen.  
Die völlig unrealistischen Reparationszahlungen wirkten sich langfristig katastrophal aus, 
denn sie blockierten zwangsläufig den Wiederaufbau eines gefestigten Staates und verhinder-
ten die Wiederherstellung der deutschen Kreditfähigkeit. Die hohe Verschuldung des deut-
schen Staates und der deutschen Industrie wirkten sich später während der Weltwirtschaftskri-
se besonders verhängnisvoll aus.  
Die deutsche Reichsregierung verlangte am 30. Oktober 1928 in London, Paris und Brüssel 
eine sofortige gründliche Überprüfung der geforderten Reparationszahlungen, da die finanzi-
ellen Möglichkeiten des Deutschen Reiches erschöpft seien. 
Im Verlauf der Pariser Sachverständigenkonferenz wurde am 7. Juni 1929 der Young-Plan 
veröffentlicht. Das Deutsche Reich sollte danach noch Reparationen von 113,9 Milliarden RM 
in 68 Raten zahlen (x034/410). 
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Der deutsche Journalist und Autor Jürgen Elsässer schrieb später über das Vorgehen der Wall 
Street bei der Reparationsfrage nach dem Ersten Weltkrieg (x321/81): >>... Der Unterschied 
zwischen der Politik der französischen Regierung und dem Vorgehen der Wall Street in der 
Reparationsfrage war der zwischen mittelalterlicher Brutalität und neuzeitlicher Raffinesse. 
Die Franzosen verhielten sich wie Raubritter, sie wollten ihr Territorium bis zum Rhein er-
weitern und alles konfiszieren, was nicht niet- und nagelfest war. … 
Diese Strategie führte in das Chaos des Jahres 1923: Mit der Besetzung des Ruhrgebietes er-
reichte Paris keine erhöhten Kohle- und Stahlablieferungen - aber hätte beinahe die Machter-
greifung von extrem links (in Mitteldeutschland) oder von extrem rechts (in Bayern) ermög-
licht.  
Die Wall Street setzte nach diesem Fiasko eine clevere Wende durch: Damit man die deutsche 
Kuh bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag melken konnte, mußte man sie durch kontrollierte Füt-
terung am Leben halten, wenn auch nur knapp über dem Existenzminimum und unter scharfer 
Bewachung. Der Dawes-Plan 1924 und der Young-Plan von 1929 waren die operative Umset-
zung des neuen Kurses: Deutschland erhielt amerikanische Kredite, mit denen es seine 
Schuldzinsen an Frankreich und Großbritannien bezahlen konnte, die damit wiederum ihre 
kriegsbedingten Außenstände an die Wall-Street-Banken abtrugen.  
Das ganze war ein perfekter Ringtausch, im Zuge dessen J. P. Morgan & Co. ihre Darlehens-
summen umgehend zurückbekamen, ohne daß sich die deutsche Schuld verringerte - dafür 
sorgte das Zinseszins-System. …<< 
Am 18. Januar 1932 veröffentlichte die Reichsregierung die bisher gezahlten Reparationslei-
stungen. Danach zahlte das Deutsche Reich von 1921-1931 Sach- und Finanzleistungen (je-
doch ohne Gebietsverluste) in Höhe von 53,155 Mrd. Gold- bzw. Reichsmark an die Sieger-
mächte (x034/573).  
Im Verlauf der "Reparationskonferenz" von Lausanne (16.06.-9.07.1932) erließen die Sieger-
mächte dem Deutschen Reich schließlich die restlichen Reparationszahlungen - bis auf einen 
Restbetrag von 3,0 Milliarden Goldmark (x063/565). 
Das "Handelsblatt" berichtete später (am 1.10.2010) über die letzten deutschen Reparations-
zahlungen für den Ersten Weltkrieg: >>Letzte Zahlungen 
Das späte Ende des Versailler Vertrags 
Am 3. Oktober sind die letzten deutschen Reparationszahlungen für den 1919 geschlossenen 
Friedensvertrag fällig. Damit läßt das wiedervereinigte Deutschland die Schrecken der Ver-
gangenheit hinter sich, ohne sie zu vergessen. ... 
Am kommenden Sonntag enden die Zahlungen für den Versailler Vertrag. Die meisten Deut-
schen dürften davon nichts wissen, schließlich ist der Friedensvertrag von 1919 ein längst ab-
geschlossenes Kapitel. ... 
Es ging dabei unter anderem auch um die Dawes- und Young-Anleihen, zwei Bonds, mit de-
nen den Deutschen in den 20er-Jahren die Reparationszahlungen durch zeitliche Streckung 
etwas erleichtert werden sollten. ...<< 
 
12. Warum hat es die "Goldenen Zwanziger Jahre" für die große Mehrheit der deut-
schen Bevölkerung nie gegeben? 
Die sogenannten "Goldenen Zwanziger Jahre" waren nur kurze, "oberflächliche Träume" und 
spielten sich nur in einer relativ kleinen Bevölkerungsschicht ab. Es war eine Zeit, die beson-
ders durch merkwürdige Übererregtheit, überschwengliche Lebensfreude, dramatisches, hekti-
sches und lautstarkes Leben sowie dümmliche Selbsttäuschung geprägt wurde.  
Während sich die Schickeria der großen "Welle der Begierde" und "dem Tanz auf dem Vul-
kan" hingab, erhöhte man für den Arbeitnehmer die tägliche Arbeitszeit von 8 auf 12 Stunden. 
Die damalige Zeit der "Goldenen Zwanziger" war hauptsächlich eine Epoche der großen Bon-
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zen, Schieber und Spekulanten sowie die große Zeit der ausschweifenden, oberflächlichen 
Vergnügungsindustrie.  
In den Jahren 1925-29 gehörten Bestechungen, Korruptionsfälle, Skandale und Schiebungen 
von sagenhaften Ausmaßen zur allgemeinen Tagesordnung. Während skrupellose Betrüger, 
rücksichtslose Wucherer und andere Ganoven riesige Gewinne erzielten, kämpfte die große 
Mehrheit der verarmten deutschen Bevölkerung täglich um ihre Existenz. In jener Zeit lebten 
ungezählte hungernde Menschen in bitterer Not, am Rand des Existenzminimums, und hoff-
ten auf den Anfang eines besseren Zeitalters.  
Die NSDAP wurde im Jahre 1925 in den meisten deutschen Ländern wieder zugelassen und 
konsequent nach dem "Führerprinzip" ausgerichtet, aber der wirtschaftliche Aufschwung 
stoppte den Aufstieg der rechtsradikalen Partei zunächst nachhaltig.  
Der deutsche Schriftsteller Leonhard Frank schrieb später über die "Goldenen Zwanziger" in 
Berlin (x149/50): >>Damals war die schöne Zeit. Von den Nachwirkungen des verlorenen 
Krieges war nichts mehr zu spüren. Die Wirtschaftsverhältnisse hätten nicht besser sein kön-
nen, wenn Deutschland den Krieg gewonnen haben würde. ... 
Ein neues Deutschland hatte sich herausgeschält. Eine Art Märchen von Aschenbrödel war für 
eine ganze Nation Wirklichkeit geworden. 
Diese Zeit war der Beweis dafür, daß Wirtschaftskraft und –aufstieg auch das geistige und 
künstlerische Schaffen befruchten. ...  
Die Bücherproduktion war größer als je. Die neue expressionistische Richtung, in Deutsch-
land entstanden, beeinflußte die europäische Dichtung. Theater, Oper, Konzerthäuser waren 
überfüllt. Europäische Künstler aus Paris, London, Rom, die nach Berlin kamen, waren begei-
stert und wollten nicht mehr fort. Die Luft in Berlin war elektrisch geladen. ...<< 
Außenminister Gustav Stresemann kritisierte am 27. August 1928 die zunehmende Amerika-
nisierung der Deutschen (x063/554-555): >>... Wir sind im gegenwärtigen Deutschland mehr 
amerikanisiert als irgendeine andere Nation in Europa. Wir arbeiten zu viel. Wir sind ein Volk 
der Hast und Unruhe der Großstädte geworden. Unsere Presse gibt die Sensationen wieder, 
die heute dem Menschen hundertfache Eindrücke übermitteln und ihm das Bild zeigen, das 
durch Amerika zunächst den Völkern der Welt vor Augen geführt wird. Im Innern aber lebt 
unbewußt der Gedanke, daß wir in diesem modernen Leben ein Stück unserer Seele verloren 
haben.  
Wien und Österreich steht uns vor Augen als ein Land, das anders lebt als wir, das, wenig-
stens früher, ruhiger und beschaulicher war. Aus jener Stadt und jenem Land klingen uns die 
Namen Mozart und Schubert entgegen. Dort bedeutet Theater und Literatur noch mehr als 
Boxkampf. Im österreichischen Volke, das aus Menschen unseres Blutes besteht, suchen wir 
unsere eigene verlorene Seele ...<< 
 
13. Wieso beschleunigte sich Hitlers Aufstieg während der Weltwirtschaftskrise? 
Am 25. Oktober 1929 leitete der sogenannte "Schwarze Freitag" an den Börsen in Nordameri-
ka eine schwere Wirtschafts- und Finanzkrise ein. Tausende von US-Aktionären verloren fast 
über Nacht den Kursgewinn von 3 Jahren (ca. 30,0 Milliarden US-Dollar).  
Die Weltwirtschaftskrise verursachte ungezählte Unternehmensbankrotte, große Nachfrage- 
und Investitionsrückgänge sowie jahrelange Massenarbeitslosigkeit und Kurzarbeit. Infolge 
der Kündigung nordamerikanischer Anleihen und Termingelder griff die US-Wirtschaftskrise 
zwangsläufig auf Europa über und löste sofort schwere Wirtschaftskrisen aus.  
Für die Deutschen gab es ein besonders "böses Erwachen", denn die Weltwirtschaftskrise riß 
natürlich das hochverschuldete Deutsche Reich zuerst in das Chaos. Die hohe Verschuldung 
des deutschen Staates und der deutschen Industrie wirkten sich verhängnisvoll aus. Alle gro-
ßen Hoffnungen und Zukunftspläne der Deutschen wurden urplötzlich zerstört.  
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Seit Ende 1929 herrschten im Deutschen Reich fast überall bürgerkriegsähnliche Zustände. 
Die Straßen entwickelten sich zum politischen Schlachtfeld für die Kampfverbände der radi-
kalen Gruppierungen ("SA-Sturmabteilungen" = NSDAP, "Rotfrontkämpferbund" = KPD, 
"Stahlhelm" = DNVP und andere).  
Agenten des preußischen Innenministers Severing berichteten, daß Hitlers Wahlkämpfe seit 
1929 hauptsächlich durch ausländische Banken (z.B. durch das New Yorker Bankhaus Kuhn, 
Loeb & Co.) und nordamerikanische Großindustrielle (Royal Dutch, Standard Oil, Rockefeller 
jun. und andere) finanziert wurden. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die fi-
nanzielle Unterstützung der NSDAP durch US-Banken (x068/219): >>Die Wallstreet kauft 
Hitler  
Es waren dieselben Wallstreet-Kreise, die schon 1917 die bolschewistische Revolution finan-
ziert hatten, die auch Hitler beisprangen, in der einzigen Absicht, seine Machtergreifung, seine 
Aufrüstung sowie den nächsten Weltkrieg zu ermöglichen und damit für sie selbst noch riesi-
gere Gewinne als im letzten. Dieselben Wallstreet-Kreise übrigens, die nach 1945 auch den 
Kalten Krieg schürten und die großen Nutznießer der Remilitarisierung der deutschen Bun-
desrepublik wurden. 
Treffend resümiert der Amerikaner H. R. Knickerbocker in seinem Buch "Deutschland So 
oder So?" die Lage in Europa im Jahr 1932: "Die amerikanischen Investitionen auf dem euro-
päischen Kontinent sind in einem Schlachtfeld angelegt".  
Und eine von Henry Ford tradierte Äußerung Paul Warburgs vor einem Senatsausschuß be-
sagt, "daß es zur jüdischen Politik - vielleicht zu der großer Finanz-Firmen im Allgemeinen - 
gehört, auf alle Parteien zu setzen, so daß ihre Interessen auf jeden Fall gesichert sind, gleich-
viel welche Partei obenauf kommt". 
Man hat die Summe, mit der Adolf Hitler gekauft worden ist, um den Zweiten Weltkrieg zu 
inszenieren, auf etwa eineinhalb Milliarden Mark, nach heutiger Kaufkraft, geschätzt. So 
fragwürdig diese Bezifferung sein mag - feststeht, daß Hitler nicht nur der Erfüllungsgehilfe 
der deutschen Industrie gewesen ist. …<< 
Herbert Ludwig berichtete später (am 30. April 2015) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Geldgeber Hitlers (x943/…): >>Von der Wegbereitung des 
Nationalsozialismus durch britisch-amerikanische Finanzkreise 
… Die Finanzierung der NSDAP 
… Es ist allgemein bekannt, daß Hitler und die NSDAP schon ab den frühen Zwanzigerjahren 
von deutschen Industriellen finanziell unterstützt wurden. Der springende Punkt besteht je-
doch nach den Erkenntnissen Antony Suttons darin, daß es sich bei den deutschen Industriel-
len, die Hitler finanzierten, überwiegend um Direktoren von Kartellen mit amerikanischen 
Verbindungen, Besitz, Beteiligungen und einer Form von Verbindung durch Tochtergesell-
schaften handelte.  
Die Geldgeber Hitlers waren zum großen Teil nicht Firmen rein deutscher Herkunft bezie-
hungsweise repräsentativ für deutsche Familienfirmen. Außer Thyssen und Kirdorf handelte 
es sich meistens um die deutschen multinationalen Firmen - also IG Farben, AEG, DAPAG 
(Deutsch-Amerikanische Petroleum A.G.) usw. Diese multinationalen Firmen wurden in den 
Zwanzigerjahren durch amerikanische Anleihen aufgebaut und hatten in den Dreißigerjahren 
amerikanische Direktoren und hohe amerikanische Beteiligungen."  
Nach Wolfgang Zdral überwies Henry Ford, ausgewiesener Antisemit und Sympathisant Hit-
lers, jährlich 50.000 RM als Geburtstagsgeschenk auf Hitlers Privatkonto beim Kölner Bank-
haus J. H. Stein. Nicht umsonst wurde Henry Ford von Hitler mit dem Großkreuz des Deut-
schen Adlerordens ausgezeichnet, der höchsten Auszeichnung, die er an Ausländer zu verge-
ben hatte.  
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An der Thyssen AG waren Amerikaner nicht beteiligt, doch Fritz Thyssen besorgte 1931 für 
die NSDAP einen Kredit über 250.000 RM bei einer Tochter-Firma der August-Thyssen Bank 
in Holland, die eng mit den finanziellen Interessen der Familie Harriman in New York ver-
flochten war, prominenten Mitgliedern des Finanzestablishments der Wall Street. "Es gibt 
allen Grund zu der Annahme, daß die Harrimans von Thyssens Unterstützung für die Nazis 
wußten." 
In den Jahren 1932-1933 gingen von Friedrich Flick, einem der Direktoren der AEG mit 30 % 
US-Beteiligung, 150.000 RM direkt an die NSDAP. Bei dem berühmte "Kaiserhoftreffen" 
einiger Unternehmer mit Hitler im Mai 1932, darunter von IG Farben und der amerikanischen 
IG Farben, kamen mehr als 500.000 RM zusammen und wurden auf dem Konto von Rudolf 
Heß bei der Deutschen Bank hinterlegt.  
Am 20. Februar 1933 trafen sich im Hause Hermann Göring die Spitzen der deutschen Wirt-
schaft. Hjalmar Schacht sammelte an diesem Ort etwa 1,3 Millionen Reichsmark für das von 
ihm eingerichtete "Sonderkonto Treuhand".  
Davon sollte Hitlers Wahlkampf für den 5. März finanziert werden. In diese Wahlkampfkasse 
zahlten, so Antony Sutton, Konzerne der US-NS-Connection den Hauptanteil ein. … 
Es ist sicher kein Zufall, daß die deutschen Industriellen, die in Nürnberg vor Gericht standen, 
so der britische Amerikaner Antony Sutton, "kaum mehr als einen Klaps auf den Hintern er-
hielten. Wir stellen die Frage danach, ob die Nürnberger Prozesse nicht in Washington hätten 
abgehalten werden sollen - mit ein paar wenigen prominenten amerikanischen Geschäftsleu-
ten sowie Nazigeschäftsleuten auf der Anklagebank." …<< 
Infolge der dramatisch steigenden Massenarbeitslosigkeit und der weitverbreiteten Existenz-
angst erreichte die NSDAP bei den Reichstagswahlen am 14. September 1930 bereits 18,3 % 
und 107 Reichsmandate (KPD: 13,1 % und 77 Abgeordnete).  
Der britische Zeitungsverleger Viscount Rothermere schrieb am 25. September 1930 in der 
Londoner "Daily Mail" über das Ergebnis der deutschen Reichstagswahl vom 14.09.1930 
(x034/488): >>Der glänzende Erfolg der Deutschen Nationalsozialistischen Arbeiterpartei ... 
wird heraustreten als der Anfang einer neuen Epoche. ...<< 
Obgleich sich der "Stahlhelm", die NSDAP und die KPD in Preußen verbündeten, um den 
preußischen Landtag per Volksentscheid aufzulösen, erhielt man am 9. August 1931 nicht die 
erforderliche Mehrheit von 50 %, sondern lediglich 37,1 % (x034/545). 
Während der Tagung des Exekutivausschusses der Komintern legte der sowjetische Referent 
für Deutschlandfragen, Manuilsky, am 15. Dezember 1931 in Moskau die zukünftige Politik 
der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) fest (x063/564): >>Der Hauptfeind ist nicht 
Hitler, sondern der Hauptfeind ist das System Severing, Brüning, Hindenburg. ...  
Mit seiner (Hitlers) Hilfe werden wir zunächst den sozialdemokratischen Parteiapparat und 
den Brüningschen Staatsapparat zertrümmern. ... Im gegenwärtigen Abschnitt der Entwick-
lung der deutschen Revolution ist Hitler unser unzweifelhafter Bundesgenosse.<< 
Stalin war schon frühzeitig davon überzeugt, daß ein Sturz der Deutschen Republik und Hit-
lers Machtübernahme unweigerlich zum Zweiten Weltkrieg führen würde. Die geheimen 
Bündnisse der KPD und NSDAP förderten bzw. beschleunigten den Untergang der Weimarer 
Republik.  
Hitler und das rechtsradikale NS-Regime waren für Stalin ein unglaublicher Glücksfall, denn 
ab 1933 zerschlug das NS-Regime alle demokratischen Parteien, Gewerkschaften und sonsti-
ge Organisationen des Deutschen Reiches. Mit der gewaltsamen Auflösung sämtlicher demo-
kratischen Einrichtungen und Verbände räumte Hitler frühzeitig alle natürlichen Feinde des 
linksradikalen Stalinismus aus dem Weg. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges fiel es den 
Sowjets nicht besonders schwer, in Mitteldeutschland die sogenannte "Einheit der deutschen 
Arbeiterklasse" zu verwirklichen, denn eine ernstzunehmende Opposition gab es dank Hitlers 
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"guter Vorarbeit" nicht mehr.  
Stalin übernahm später z.B. auch Hitlers "Generalplan Ost". Der entscheidende Unterschied 
bestand nur darin, daß die deutschen Volkstumsgrenzen nicht um 500 km nach Osten, son-
dern" um 500 km nach Westen verlagert wurden.  
1931 waren in Deutschland im Jahresdurchschnitt 4.520.000 Personen bzw. 23,9 % arbeitslos 
(x149/60). Die industrielle Produktion des Deutschen Reiches verminderte sich im Jahre 1931 
gegenüber 1928 um 30 % und es ereigneten sich mehr als 17.000 Firmenpleiten und Konkur-
se. Infolge der Kündigung weiterer US-Kredite standen die deutschen Großbanken kurz vor 
dem Zusammenbruch.  
Da der Staat zahlungsunfähig war, mußte die deutsche Regierung verstärkt Staatseigentum 
verschleudern. Nach der Inflation von 1922/23 büßten besonders die "kleinen Leute" abermals 
ihre mühselig erarbeiteten Sparguthaben ein. Die ratlosen, verzweifelten Deutschen fragten 
sich, wie sie aus dieser hoffnungslosen Lage kommen sollten. Spätestens jetzt verloren große 
Teile des deutschen Volkes endgültig das letzte Vertrauen und den Glauben an die demokrati-
schen Politiker der Weimarer Republik. Die Tage der glücklosen Weimarer Republik waren 
danach gezählt. 
 
14. Weshalb zählt Franz von Papen zu den gehorsamen Erfüllungsgehilfen und willigen 
Handlangern der Neuen Weltordnung? 
Franz von Papen (1879-1969, 1920-1932 Abgeordneter der Zentrumspartei im preußischen 
Landtag, 1923-1938 päpstlicher Geheimkämmerer, von Juni bis November 1932 Reichskanz-
ler, ebnete 1933 Hitler den Weg zur Machtübernahme, 1933-1934 Vizekanzler, 1939-1944 
Botschafter in der Türkei, 1946 im Nürnberger Prozeß freigesprochen). 
Reichskanzler Franz von Papen führte am 20. Juli 1932 einen gewaltsamen Staatsstreich 
durch, als er die preußische SPD-Landesregierung unter Ministerpräsident Otto Braun kurzer-
hand durch Reichspräsident von Hindenburg (mit Hilfe einer Notverordnung gemäß Artikel 
48 der Verfassung) beseitigen bzw. absetzen ließ. Nach dem Staatsstreich (sogenannter "Preu-
ßenschlag") verhängte Reichskanzler von Papen den Ausnahmezustand über Berlin sowie die 
Provinz Brandenburg und übernahm als "Reichskommissar" die Führung des preußischen Mi-
nisterpräsidiums. Die Beseitigung der demokratischen preußischen Regierung und der demo-
kratischen Mitarbeiter der preußischen Verwaltung erleichterte der NSDAP zweifelsfrei die 
spätere "Machtergreifung".  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) schrieb später über den 
"Preußenschlag" (x063/569-570): >>Der 20. Juli war der Schicksalstag der Deutschen Repu-
blik. Alles spätere baut folgerichtig darauf auf. Nur offener Widerstand unter Führung der 
preußischen Regierung hätte das Unheil abwenden können. ... 
Den preußischen Ministern kann der Vorwurf nicht erspart werden, daß sie das Unrecht 
kampflos hinnahmen. Sie wollten kein Blut vergießen, sagte Innenminister Carl Severing. A-
ber verhältnismäßig geringe Opfer zu jener Zeit hätten Deutschland und der ganzen Welt spä-
ter Hekatomben von Blut erspart. ...<<  
Papen traf sich am 4. Januar 1933 mit Hitler im Haus des Bankiers Schröder in Köln, um über 
die Bildung einer gemeinsamen Regierung zu verhandeln (x054/209). 
Von Papen, Oskar von Hindenburg und Staatssekretär Otto Meißner "bearbeiteten" am 29. 
Januar 1933 unentwegt den uralten Reichspräsidenten. 
Papen, der ursprünglich nur durch Schleichers Fürsprache zum Reichskanzler ernannt wurde, 
war ein äußerst geltungsbedürftiger Mann. Er vertrat damals einflußreiche Unternehmer der 
Schwerindustrie, die nach Hitlers Machtübernahme kräftige Aufrüstungsmaßnahmen und 
"große Geschäfte" erwarteten. Obwohl von Papen Hitlers radikale Absichten längst kannte, 
machte er seinen großen Einfluß gegenüber Hindenburg geltend, um Hitlers Ernennung durch-
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zusetzen. Nach stundenlangen Gesprächen wurde der völlig erschöpfte Hindenburg schließ-
lich am 29. Januar 1933 "überredet", Hitler zum Reichskanzler zu ernennen.  
Franz von Papen erklärte damals (x243/44): >>Wir haben uns Herrn Hitler engagiert. ... Ich 
habe das Vertrauen Hindenburgs. In 2 Monaten haben wir Hitler in die Ecke gedrückt, daß er 
quietscht. ...<<  
Trotz aller Warnungen ernannte der altersschwache 85jährige Reichspräsident den angeblich 
"harmlosen" Hitler am 30. Januar 1933, kurz nach 11 Uhr, zum deutschen Reichskanzler (so-
genannte nationalsozialistische "Machtergreifung").  
NS-Vizekanzler Franz von Papen verhandelte später mit der katholischen Kirche über den 
Abschluß eines Konkordats. Am 20. Juli 1933 schlossen Papst Pius XI. und das NS-Regime 
in Rom ein feierliches Konkordat. In diesem Vertrag garantierte der NS-Staat der katholischen 
Kirche u.a. "die Freiheit des Bekenntnisses und die Ausübung der katholischen Religion". 
Nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 26. März 1957 blieb das Konkordat 
für die Bundesrepublik Deutschland weiterhin gültig. 
Franz von Papen wurde am 1. Oktober 1946 im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozeß 
nach 403 öffentlichen Sitzungen freigesprochen! 
 
15. Warum mußte die Weimarer Republik zwangsläufig scheitern? 
Der greise Volksheld Hindenburg leitete am 30. Januar 1933 mit Hitlers Ernennung zum deut-
schen Reichskanzler politisch unbedrängt letzten Endes die größte Katastrophe der deutschen 
Geschichte ein. Schon einige Tage nach Hitlers Ernennung verlor das deutsche Volk fast alle 
Grundrechte und Freiheiten.  
Nach ungemein schweren Jahren (1919-33), in denen 20 deutsche Regierungen aufgerieben 
wurden und scheiterten, wurde das Schicksal der "Weimarer Republik" am 30. Januar 1933 
entschieden (x051/627). Die aufopferungsvolle, harte Arbeit der deutschen Politiker wurde 
nicht belohnt, denn gerade als man die große Wirtschaftskrise, Arbeitslosigkeit, Reparationen 
und die jahrelange Besetzung des Rheinlandes endlich überwunden hatte, zerstörte tragi-
scherweise Hindenburgs verhängnisvolle Fehlentscheidung die gesamte Aufbauarbeit und 
Friedenspolitik der ersten deutschen Republik.  
Aufgrund der rücksichtslosen Ausbeutungs- und Unterdrückungsmaßnahmen der Siegermäch-
te besaß die Weimarer Republik nach dem Ende des Ersten Weltkrieges eigentlich nie eine 
realistische Überlebenschance. Angesichts der riesigen wirtschaftlichen Schwierigkeiten muß-
ten die gemäßigten Parteien der Weimarer Republik zwangsläufig scheitern.  
Hitlers verhängnisvolle "Machtübernahme" begann im Grunde bereits 1919, denn nach dem 
Friedensvertrag von Versailles waren die Positionen der demokratischen Regierungen nahezu 
aussichtslos. Die militärische, wirtschaftliche und politische Ausschaltung Deutschlands be-
gann nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg im Jahre 1918 und wurde nach dem verlorenen 
Zweiten Weltkrieg im Jahre 1945 während der jahrzehntelangen Besatzungsherrschaft kom-
promißlos fortgesetzt.  
Deutschland zählt seit dem Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 11. November 
1918 zu den wirtschaftlich und politisch entmündigten Staatsgebilden bzw. zu den Staaten 
ohne Selbstbestimmung. Aufgrund der Versailler "Friedensbedingungen" - Gebietsabtretun-
gen, hohe Wiedergutmachungsleistungen, Stationierung von Besatzungstruppen, Teilauflö-
sung des deutschen Heeres etc. - zählte die Weimarer Republik von 1919-1933 völkerrecht-
lich nicht zu den politisch und ökonomisch unabhängigen Staaten. 
US-Präsident Hoover kritisierte damals das ungewöhnlich nachgiebige Verhalten der franzö-
sischen Regierung nach Hitlers Machtübernahme (x069/165): >>Kaum war Hitler an die 
Macht gekommen, so nahm die französische Regierung eine völlig veränderte Haltung ein 
und machte eine Reihe von Vorschlägen, die, solange Brüning an der Macht war, mehr als 
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ausreichend gewesen wären. Immer größere Zugeständnisse wurden von Frankreich angebo-
ten und von Hitler zurückgewiesen.  
Sogar in Frankreich hatte man in weiten Kreisen das Gefühl, daß Hitler nie die Regierung in 
seine Hand gebracht hätte, wenn man dem Reichskanzler Brüning in vernünftiger Weise ent-
gegengekommen wäre und ihm geholfen hätte, das Gefühl des Unrechts und der Demütigung 
zu zerstreuen.<<  
Der "Vorwärts" schrieb am 30. Januar 1933 (x034/634): >>Hitler-Papen-Kabinett: "Feine 
Leute" und drei Nazis - Kabinett des Großkapitals: Der Reichspräsident hat mit der Ernen-
nung dieser Regierung die furchtbarste Verantwortung übernommen, die jemals ein Staats-
oberhaupt übernommen hat.<< 
Als Hitler am 30. Januar 1933 erstmalig in der Berliner Reichskanzlei eintraf, erklärte er 
(x034/634): >>Keine Macht der Welt wird mich jemals lebend hier wieder herausbringen 
...<<  
Erich Ludendorff, ein berühmter und berüchtigter deutscher General des Ersten Weltkrieges 
(sowie aktiver "Hitlerputsch-Teilnehmer) schrieb am 31. Januar 1933 an den Ex-General und 
amtierenden Reichspräsidenten Hindenburg (x034/635): >>... Ich prophezeie ihnen feierlich, 
daß dieser unselige Mann unser Reich in den Abgrund stürzen und unsere Nation in unfaßba-
res Elend bringen wird. Kommende Geschlechter werden sie wegen dieser Handlung in Ihrem 
Grabe verfluchen.<<  
 


